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Änderungsantrag zu V-01-Neu

Von Zeile 154 bis 170:
Die derzeitige Lage an den europäischen Außengrenzen ist unhaltbar. Dabei kann es
nicht bleiben. Deshalb waren wir im Europäischen Rat zuletzt auch zu sehr schwierigen
Verhandlungen rund um eine Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems
(GEAS) bereit – in einem sehr komplexen Umfeld mit weit auseinandergehenden und
größtenteils restriktiven Positionen zwischen den verschiedenen EU-Mitgliedstaaten.
Wir haben gemeinsam für eine Lösung in dieser schwierigen Situation gekämpft, um
Humanität und Ordnung zu erreichen.

In der Einigung im Innenministerrat gibt es Verbesserungen, die ohne deutschen
Einsatz in den Verhandlungen nicht zustande gekommen wären, zum Beispiel, dass
allein reisende Kinder von den Grenzverfahren ausgeschlossen sein sollen, oder die
Verankerung des Zugangs zu unabhängiger Rechtsberatung. Zudem soll künftig ein
Solidaritätsmechanismus greifen, der Fortschritte bei der Verteilung von Geflüchteten
bringt. Gleichzeitig konnten zentrale Punkte nicht erreicht werden. Denn obwohl die
Verschärfung von Grenzverfahren, die wir kritisch sehen, geeint wurde, gibt es keinen
verpflichtenden Verteilmechanismus und keine grundsätzliche Ausnahme für Familien
mit Kindern in diesen Grenzverfahren.
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Humanität und Ordnung zu erreichen. In der Einigung im Innenministerrat gibt es
Verbesserungen, die ohne deutschen Einsatz in den Verhandlungen nicht zustande
gekommen wären, zum Beispiel, dass allein reisende Kinder von den Grenzverfahren
ausgeschlossen sein sollen, oder die Verankerung des Zugangs zu unabhängiger
Rechtsberatung. Zudem soll künftig ein Solidaritätsmechanismus greifen, der
Fortschritte bei der Verteilung von Geflüchteten bringt. Gleichzeitig konnten zentrale
Punkte nicht erreicht werden. Denn obwohl die Verschärfung von Grenzverfahren, die
wir kritisch sehen, geeint wurde, gibt es keinen verpflichtenden Verteilmechanismus
und keine grundsätzliche Ausnahme für Familien mit Kindern in diesen
Grenzverfahren. Es handelt sich deshalb sicher nicht um einen „historischen Erfolg“,
wie es etwa 

Von Zeile 181 bis 185:
Schutzsuchende um und in Europa zu kämpfen. Denn klar ist: Die Situation der
Menschen, die in Europa Schutz suchen, muss deutlich besser werden. Im weiteren
Verfahren im Trilog zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und der
Kommission setzen wir uns daher für Verbesserungen ein, etwa für den besseren
Schutz von Familien mit Kindern und verpflichtende Verteilung.
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Im weiteren Verfahren im Trilog zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat und
der Kommission setzen wir uns daher für Verbesserungen ein, etwa für den besseren
Schutz von Familien mit Kindern und verpflichtende Verteilung.
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